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Vorwort der Herausgeber


Der 23. Deutsche Präventionstag hat unter der Schirmherrschaft des Sächsischen Ministerpräsidenten Michael Kretschmer und unter dem Schwerpunktthema „Gewalt und Radikalität. Aktuelle Herausforderungen für die Prävention“ am 11. und 12. Juni 2018 in Dresden stattgefunden. Kongressgutachter zum Schwerpunktthema war Prof. Dr. Dirk Baier, Leiter des Instituts für Delinquenz und Kriminalprävention an der Zürcher Hochschule für angewandte Wissenschaften. Die Präventionsrede des Jahres 2018 hat im Rahmen der Eröffnungsveranstaltung Prof. Dr. Ute Frevert, Direktorin am Max-Planck-Institut für Bildungsforschung in Berlin gehalten. Insgesamt haben mehr als 500 Expertinnen und Experten sowie Fachorganisationen an der inhaltlichen Gestaltung des 23. DPT durch Vorträge, Präsentationen und Moderationen mitgewirkt. Unter den 3.100 Teilnehmenden und Gästen befanden sich 170 internationale Kolleginnen und Kollegen, aus insgesamt 56 Staaten.


Das vorliegende Buch erscheint sowohl als Printausgabe als auch als EBook im Forum Verlag Godesberg. Darüber hinaus stehen die einzelnen Buchbeiträge zusätzlich zum kostenfreien Download (www.praeventionstag.de/nano.cms/dokumentation) zur Verfügung.


Die Beratungsergebnisse des 23. Deutschen Präventionstages werden erneut über verschiedene Medien und auf unterschiedliche Art und Weise dokumentiert. Der Kongresskatalog umfasst insbesondere die Abstracts zu allen Vorträgen und Ausstellungsständen sowie der weiteren Kongressbereiche.


Der Katalog war in gedruckter Form Teil der Kongressunterlagen der Teilnehmenden und findet sich darüber hinaus im Internet (www.praeventionstag.de/nano.cms/kongresskataloge). Der Deutsche Präventionstag veröffentlicht alle dem von den Autorinnen und Autoren zur Verfügung gestellten Einzelbeiträge auf DPT-Portal www.praeventionstag.de.


Ergänzt und unterstützt werden die verschiedenen Dokumentationsformen durch den DPT-YouTube Kanal, englischsprachige Publikationen, die Tägliche Präventions-News, die Daily Prevention News, die jeweiligen Jahresrückblicke sowie den Newsletter DPT-Intern.


Seit dem 13. Jahreskongress im Jahr 2008 in Leipzig wird der Deutsche Präventionstag durch das unabhängige Institut proVal (www.proval-services.net) evaluiert. Hierfür gilt es auch an dieser Stelle ebenso zu danken wie den über die Jahre vielen tausend Teilnehmenden, die uns nach den jährlichen Kongressen wichtige Rückmeldungen für die Planungen der kommenden Jahre gegeben haben. Alle bislang vorliegenden Kongressevaluationen sind auf der DPT-Internetplattform (www.praeventionstag.de/nano.cms/evaluation) archiviert und – wie auch in diesem Band – in den jeweiligen Buchdokumentationen veröffentlicht. Für den 23. Deutschen Präventionstag kommt die Evaluation in ihrem Fazit erneut zu einer sehr positiven Gesamtbewertung.


Die Herausgeber danken im Namen des Deutschen Präventionstages allen Personen und Institutionen, die in vielfältiger Weise den hier dokumentierten 23. Jahreskongress und somit dieses Buch ermöglicht haben. Namentlich danken wir allen Autorinnen und Autoren, dem gesamten DPT-Team, Karla Marks für Redaktion, Satz und Layout sowie Carl Werner Wendland für die verlegerische Betreuung.
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Ute Frevert


Gewalt und Radikalität, heute und gestern


Wie geht man, wie geht die Gesellschaft mit Gewalt und Radikalität um und wie beugt sie ihnen vor? Praktiker haben damit konkrete Erfahrungen gemacht – und fragen sich möglicherweise, was denn eine Historikerin überhaupt zu diesem Thema beizutragen hat.


Was ich versprechen kann, ist: Entdramatisierung. Als Zeitgenossen oder gar unmittelbar Involvierte neigen wir in der Regel dazu, all das, was uns widerfährt, hochdramatisch zu finden – hochdramatisch und nie dagewesen, völlig neu und deshalb überwältigend. Historiker aber haben einen weiten Blick in und auf die Vergangenheit. Ihr Rück-Blick kann helfen, unsere Gegenwart besser einzuordnen in das Kontinuum der Zeit. Er kann ältere Traditionslinien aufspüren, vergangene Erfahrungen zurückholen ins Gedächtnis, das zunehmend zum Kurz-Zeit-Gedächtnis wird. Rückholung und Erinnerung erleichtern es zugleich, Neues, nie Dagewesenes genauer zu identifizieren und ins Bewusstsein zu heben. Dabei geht das angeblich so Dramatische, Skandalöse automatisch stiften – und das ist gut so, denn im Zeichen von Skandalisierung und Dramatisierung lässt sich keine gute Politik machen.


Gewalt und Radikalität: Das sind zwei Begriffe, die uns schaudern lassen, die eigentlich nicht hineingehören in unsere zivilisierte Welt, in der wir Kindern schon in Familie und Schule beibringen, Respekt voreinander zu haben und zu praktizieren – und vor allem: Konflikte nicht mit Gewalt lösen zu wollen.


Aber – das darf man nicht vergessen – dieser Lernprozess verläuft langsam, quälend langsam, in jeder einzelnen Person und in der Gesellschaft insgesamt.


Historisch, auf längere Sicht haben wir dabei durchaus Fortschritte gemacht. Gewaltkriminalität, vor allem Mord oder schwere Körperverletzung, geht tendenziell zurück, sagt die Kriminalstatistik. Manches, was früher erlaubt war, steht jetzt unter Strafe, wie die Vergewaltigung in der Ehe oder sexuelle Belästigung. Sicher sind die Dunkelziffern hoch. Aber das waren sie auch schon im späten 19. Jahrhundert, als der Staat und seine Beamten damit begannen, Zahlen über angezeigte Straftaten und deren Ahndung zu sammeln und zusammenzuführen.


Auch die nicht aktenkundige Gewalt – zum Beispiel unter männlichen Jugendlichen und jungen Männern – hat in unseren Breiten vermutlich eher nicht zugenommen. Prügeleien auf dem Schulhof oder auf dem Nachhauseweg kommen heute vor, kamen aber auch schon vor hundert oder zweihundert Jahren vor. Mit dem Unterschied, dass sich damalige Kinder und Teenager die Erwachsenen zum Vorbild nehmen konnten. Väter und Lehrer prügelten bis in die 1970er Jahre munter drauflos. Kirchweihfeste und Jahrmärkte waren Ereignisse, bei denen die Männerfäuste flogen, oft in alkoholisiertem Zustand.


Gewalt war als Straf- und Disziplinarmittel bis weit ins 20. Jahrhundert hinein selbstverständlich. Nur mit Mühe hat man sich um die Mitte des 19. Jahrhunderts von der öffentlichen Prügelstrafe verabschiedet. In geschlossenen Räumen aber, in Schulen wie in Erziehungsheimen, in Gefängnissen oder beim Militär, durfte weiter geprügelt werden, und nicht zu wenig.


Auch das gehört zu Gewalt: die „legitime“ Gewalt, die Autoritätspersonen gegenüber ihren Untergebenen anwenden. Noch im Ersten Weltkrieg beschwerten sich Soldaten über die unwürdigen, ihnen Gewalt antuenden Strafen, mit denen Offiziere selbst kleinere Vergehen ahndeten. Aufgrund öffentlichen Drucks wurden diese Strafen dann abgeschafft, offiziell zumindest. Dass es inoffiziell immer noch ziemlich unwürdig und gewaltsam zugehen kann beim Militär, erfahren wir regelmäßig aus der Presse.


Zwei Dinge gilt es folglich zu beachten: Erstens ist Gewalt nicht nur der Fußtritt, den ein junger Mann aus lauter Spaß an der Freud oder als willkürliche Aggression einer jungen Frau in einer Berliner U-Bahn-Station verpasst und der sie die steile Treppe hinunterfallen lässt. Gewalt ist auch dort am Werk, wo Institutionen hinter geschlossenen Türen Disziplin und Gehorsam einüben, oft mithilfe physischer Gewalt. Beide Formen von Gewalt haben, zweitens, eine lange Tradition. Sie sind nicht erst im 21. Jahrhundert aufgetaucht.


Trotzdem hat sich einiges geändert in den vergangenen Jahrzehnten: Zum einen ist es gelungen, die öffentlichen Institutionen einigermaßen gewaltfrei zu machen. Das war alles andere als ein Selbstläufer. Immer wieder haben Zeitgenossen Kritik an gewaltsamen Übergriffen geübt, Petitionen eingereicht, Beschwerden geschrieben. Es hat lange gedauert. So hat der Gesetzgeber bis ins Jahr 2000 gewartet, um jedem Kind das Recht auf eine gewaltfreie Erziehung zuzusichern.


Zum anderen hat sich die Sensibilität der Öffentlichkeit geändert. Was im 19. Jahrhundert üblich war, erregt heute Aufmerksamkeit und Anstoß. Es war letztendlich eine neue Generation von Eltern, die den prügelnden Lehrern in den Arm fielen – aber eben erst in den späten 1960er Jahren. Ein zentrales Motiv war die Abwehr gegen Demütigung. Demütigung muss nicht immer und automatisch mit physischer Gewaltausübung einhergehen. Demütigen kann man auch durch Blicke, Worte, Gesten – und ihre Unterlassung (wenn ich jemanden ostentativ nicht grüße). Umgekehrt aber wirkt Gewalt immer demütigend: Sie macht dem Opfer deutlich, dass der Täter keinen Respekt vor ihm hat, dass er es buchstäblich in den Staub tritt.


Demütigung ist in dem Maße zu einem Problem geworden, wie sich unsere Gesellschaft demokratisiert hat und wir den Grundsatz bürgerlicher Gleichheit verinnerlicht haben. Von daher ist es kein Zufall, dass die Sensibilität für Demütigung mit dem Lernen und Einüben demokratischer Werte und Verhaltensformen wuchs. Die späten 1960er und 1970er Jahre bilden hier eine Wasserscheide. Die breitflächige Attacke gegen Autoritäten – Professoren, Lehrer, Polizisten, Richter etc. – war verbunden mit dem Anspruch, sich von ihnen nicht mehr in die Knie zwingen zu lassen. Das kann man fast wörtlich nehmen.


Damit sind aber die Gewalt und das Demütigungspotential unter Gleichen noch nicht strukturell vom Tisch. Die Berichte über Mobbing unter Schülern oder Arbeitskollegen sprechen Bände. Andererseits ist auch das keine ganz neue Erscheinung. Neu ist lediglich die Empörung über solche Verhaltensweisen, die Empfindlichkeit, mit der Menschen darauf reagieren.


Und neu ist auch die Frequenz, mit der Bürger und Bürgerinnen davon erfahren. Die Presse berichtet darüber. Noch viel umtriebiger sind die sozialen Medien, in denen sich solche Mobbings oft abspielen und die ihre Nutzer darüber ins Bild setzen. Es gibt Websites, auf denen man den sogenannten happy slappings zuschauen kann; andere Zeitgenossen posten, zustimmend, ihre Videoaufnahmen von Gruppenvergewaltigungen.


Wir neigen dazu, dies als Verrohung unserer Gesellschaft zu beschreiben, als eine neue Qualität und Quantität von Gewalt, die sich manche Mitglieder der Gesellschaft über andere anmaßen. Ob die Umgangsformen hierzulande tatsächlich so viel roher und respektloser sind als noch vor dreißig, fünfzig oder hundert Jahren, ist schwer nachzuprüfen. Was zählt, ist, dass wir sie so empfinden. Und das wiederum hat mit einer im Vergleich zu früher größeren Erwartung zu tun, dass Bürger einander mit jener Achtung begegnen, die sie von anderen für sich beanspruchen.


Gewalt setzt diese Achtung außer Kraft und verneint sie. Manchmal ist Gewalt ohne Richtung, hat keinen unmittelbaren Anlass und trifft ihr Objekt eher zufällig, ist damit im eigentlichen Sinne nicht strategisch und machtbetont. Sehr viel häufiger aber richtet sich die ausgeübte Gewalt, körperlich oder verbal, gegen konkrete Opfer, und das sind immer die Schwächeren: Obdachlose, Ausländer und vor allem: Frauen. Wer die Hassmails liest, die exponierte Politikerinnen und Journalistinnen wie Claudia Roth oder Dunja Hayali erhalten, der kann nur erschrecken vor so viel gerichteter, lustvoller Aggressivität. Fast alle diese Hassmails kommen von Männern, und alle zielen auf das Geschlecht der Angegriffenen. Das jedenfalls ist neu. Wie man diesem genuin männlichen Hass beikommen kann, wäre ein wichtiges Thema auf einer großen Tagung über Prävention.


Noch ein Wort zur Radikalität. Radikal sein ist ja eigentlich nichts Schlimmes. Radikal bedeutet, etwas an der Wurzel zu fassen, grundsätzlich, tiefschürfend, unbeugsam. Aber es bedeutet eben auch: Kompromisslosigkeit. Wer sich radikal verhält, ist nicht auf Verständigung aus, sondern will seine eigenen Positionen durchsetzen. Ein radikaler Moralist – und fast alle Radikalen sind Moralisten – lässt keine anderen Meinungen gelten, er stellt seine Moral nicht zur Verhandlung. Mit Radikalen reden fällt schwer, denn sie hören nicht zu – oder lassen sich doch keinen Nanomillimeter von ihrer Position abbringen.


Deutschland hat viel Erfahrung mit Radikalität. Die späten 1920er und frühen 1930er Jahre waren geprägt von einer politischen Radikalisierung, die zwei Lager – Kommunisten und Nationalsozialisten – gleichermaßen erfasste und in eine Spirale der Gewalt hineinzog. Es gab damals sogar Prügeleien im Reichstag und verbale Kriegsspiele, die im Bundestag bislang noch ausgeblieben sind. Auch die sogenannte Politik der Straße ist heute sehr viel ziviler als damals, als paramilitärische Verbände aufeinander eindroschen und politische Morde begingen.


Trotzdem darf man die neue Radikalisierung, wie sie derzeit zu beobachten ist, nicht kleinreden. Sollte sie tatsächlich zu einer größeren Bewegung führen, wäre das eine ernste Gefahr für unsere Demokratie. Denn Demokratie zeichnet sich dadurch aus, dass widerstreitende politische Meinungen und Interessen gewaltfrei miteinander ringen. Dieses Ringen geht selten so aus, dass die eine Seite den Sieg davon trägt und die andere klein beigibt. In der Regel findet man einen Kompromiss, der für beide Seiten lebbar ist. Die Verweigerung des Kompromisses aber, unter dem Vorzeichen der Radikalität, bedeutet das Ende demokratischer Kommunikation.


Hier ist die vielbeschworene Mitte der Gesellschaft gefragt. Der Nationalsozialismus hat es in den 1930er Jahren geschafft, diese Mitte zu erobern und ebenfalls zu radikalisieren. Heutzutage sollte es, gerade angesichts der günstigen Wirtschaftslage und einer 70jährigen Lernerfahrung in Demokratie, einfacher sein, die Mitte stabil und bei der demokratischen Sache zu halten.


Das heißt nicht, die radikalen Extreme außer Acht zu lassen. Aber es gilt, einen Spalt zwischen die Extremisten und jene Bürger zu treiben, die ihnen ihre Proteststimme geben. Sie sollten ihren Platz in der breiten demokratischen Mitte wieder einnehmen, und mit ihnen muss man um Kompromisse streiten. Auch das gehört zur Prävention.




Dirk Baier
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1. Einleitung


Gewalt und Radikalität sind Themen mit hoher Aktualität und „Dauerbrenner“ in den Medien. Dies ist folgenreich: Laut einer bundesweit repräsentativen Befragung aus dem Jahr 2017 haben 71 % der deutschen Angst vor Terrorismus und 62 % Angst vor politischem Extremismus.2 Diese beiden Ängste führen damit aktuell die Hitliste der Ängste der Deutschen an.


Gewalt und Radikalität umfassen zugleich ein breites Spektrum an Verhaltensweisen; zudem sind zumindest unter dem Begriff der Radikalität auch spezifische Einstellungsmuster zu fassen, was das Spektrum der zu betrachtenden Phänomene noch einmal vergrößert. Das verbindende Moment zwischen all diesen Phänomenen ist, dass sie als mögliches Ende eines Radikalisierungsprozesses verstanden werden können. Sowohl die Gewaltanwendung als auch verschiedene Formen der Radikalität sind Ergebnis einer Radikalisierung. Insofern handelt es sich in gewisser Weise um Äquivalente, die an dieser Stelle gemeinsam betrachtet werden können, wobei gleichwohl ein Schwerpunkt auf das Thema extremistischer Radikalität gelegt werden soll.


Radikalität bedeutet entsprechend des lateinischen Wortstamms, dass spezifische Ideen „zu Ende gedacht“, „bis zu den Wurzeln“ gedacht werden. Dabei kann es sich um verschiedene Ideen handeln; vor dem Hintergrund der derzeitigen Lage im deutschsprachigen Raum werden auch in diesem Gutachten nicht alle möglichen Formen der extremistischen Radikalität betrachtet, sondern es geht um ideologischpolitische Formen der Radikalität. Für diese bietet sich der Begriff des politischen Extremismus an. Politischer Extremismus ist eine aktuelle Form der Radikalität. Nachfolgend soll dabei eine Betrachtung verschiedener politischer Extremismen erfolgen, d.h. unter dem Begriff der Radikalität wird nicht allein der islamistische Extremismus (auch als Dschihadismus oder Salafismus3 bezeichnet) verstanden, sondern es werden ebenso der Rechtsextremismus und der Linksextremismus als derzeit besonders relevante Formen des politischen Extremismus berücksichtigt.


Anspruch der nachfolgenden Ausführungen ist es dabei, empirisch, d.h. datenbasiert die aktuelle Lage und derzeitige Entwicklungstrends einzuschätzen. Aus diesem Grund werden in umfassender Form verschiedene Statistiken präsentiert. Hierzu gehören Hellfelddaten der Polizeilichen Kriminalstatistik ebenso wie Dunkelfelddaten aus Befragungsstudien, zu denen verschiedene Sonderauswertungen dargestellt werden. Auf Basis der Analyse von empirischen Daten ist es einerseits möglich, sich den realen Entwicklungen anzunähern, die i.d.R. weniger dramatisch ausfallen als dies allgemein angenommen wird – gerade zu den Themen Gewalt und Radikalisierung sind Dramatisierungen wenig hilfreich. Andererseits ermöglicht die differenzierte Betrachtung, einige Leitlinien bzw. Herausforderungen für die zukünftige Präventionsarbeit zu benennen.


Auch wenn Gewalt und Radikalität vor allem im Jugend- und Heranwachsendenalter einen Zuspruch erfahren, wird sich nachfolgend nicht allein auf die Betrachtung dieser Altersgruppen beschränkt. Dies würde verhindern, die Rolle anderer Altersgruppen adäquat in den Blick zu nehmen. Anspruch ist es, den deutschsprachigen Raum zu betrachten, wobei insbesondere bei den empirischen Auswertungen Ergebnisse aus Deutschland im Mittelpunkt stehen.


2. Begriffe, Modelle und Faktoren


2.1. Begriffe und Modelle


Als Gewalt kann der intentionale Einsatz physischer oder mechanischer Kraft durch Menschen, der sich unmittelbar oder mittelbar gegen andere Personen richtet, verstanden werden (vgl. u.a. Böttger 1998). In der Literatur werden unter dem Begriff der Gewalt auch verbal oder relational schädigende Verhaltensweisen verstanden, für die jedoch der Begriff der Aggression angemessener ist.4 Im Folgenden wird nicht die gesamte Spannbreite negativer, potentiell schädigender, aggressiver Verhaltensweisen betrachtet, sondern es wird eine Fokussierung auf physische Gewalt vorgenommen, d.h. entsprechend der Klassifikation von Buss (1961) auf direkt-körperliches, aggressives Verhalten (Übergriffe wie Schlagen, Treten, Angriff mit Waffe), da für diese Gewaltform Daten aus dem Hell- wie dem Dunkelfeld vorliegen und da dieses Verhalten im besonderem Maße (u.a. auch dann, wenn es in Zusammenhang mit extremistischen Zielen steht) dazu beiträgt, Empfinden, Denken und Handeln der Bevölkerung im Allgemeinen und Politik im Besonderen zu beeinflussen.5


Im Gegensatz zum Begriff der physischen Gewalt geht das Verständnis zum Begriff der Radikalität weit auseinander. Gewöhnlich wird dabei nicht der Begriff Radikalität, sondern der Radikalisierung genutzt. Auch dabei handelt es sich um einen umstrittenen, in verschiedener Art und Weise benutzten und insgesamt unklaren Begriff (u.a. Malthaner 2017). Einigkeit besteht insofern darin, dass es sich um einen Prozess handelt, der dazu führt, dass sich Personen oder Gruppen radikalisieren, und zwar hinsichtlich ihrer Überzeugungen oder ihres Verhaltens. Obwohl sich der Begriff Radikalisierung auf die kollektive Ebene beziehen kann und hier beschreibt, wie sich Gruppen, Organisationen, Parteien usw. verändern (u.a. Della Porta 1995), soll an dieser Stelle die individuelle Ebene im Mittelpunkt stehen, wobei nicht ignoriert werden darf, dass „individual trajectories are linked to social contexts“ (Malthaner 2017, S. 377) und daher die individuelle Radikalisierung mit kollektiven Radikalisierungen in Beziehung steht. Mit Khosrokhavar (2014) kann Radikalisierung dann als Prozess definiert werden, der dazu führt, dass Individuen Gewalt einsetzen, um extremistische Ideen durchzusetzen. Allerdings ist es wichtig, gleichfalls die ideologische Radikalisierung zu betrachten, d.h. die Übernahme extremistischer Einstellungen, die auch als Vorläufer oder Auslöser extremistischer Gewalt gelten können.


Der Fokus auf die individuelle Ebene lässt sich u.a. mit dem „Spezifitätsproblem“ (Pisoiu 2013, S. 48) begründen: Makro- und Mesoansätze können nicht erklären, „dass nicht alle Individuen, die von Radikalisierungsfaktoren betroffen sind, sich auch tatsächlich radikalisieren und gewalttätig werden. Zudem sind nicht alle sich radikalisierenden Individuen von diesen strukturellen Ursachen und Prozessen betroffen“.


Auch Alava et al. (2017) weisen auf die verschiedene Verwendung des Begriffs Radikalisierung hin, der z.T. synonym zu Begriffen wie Fundamentalismus, Dschihadismus, Extremismus oder Terrorismus verwendet wird. In Übereinstimmung mit der Definition der Europäischen Union bzw. der Vereinten Nationen6 definieren sie Radikalisierung wie folgt: „the term [... ] is referred to as a process that leads to extremism and possibly terrorism“. In dieser Definition klingt eine wichtige Unterscheidung an: zwischen Radikalität und Extremismus. Radikalität kann nicht generell als problematisch eingestuft werden sondern kann auch zu Innovation und damit zu gesellschaftlichem Fortschritt führen, worauf bereits Moscovici (1976) aufmerksam gemacht hat; ökologische oder feministische Bewegungen stehen beispielhaft für eine innovative Radikalität. Extremismus hingegen schließt die Zustimmung zur Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung der Ziele ein: „Während Extremisten Gewalt zur Veränderung der Gesellschaft einsetzen, tun Radikale das nicht unbedingt, obwohl auch ihr Ziel die Umwälzung der herrschenden Verhältnisse ist“ (Aslan et al. 2018, S. 18).


An dieser Stelle soll sich daher an der Definition von Beelmann et al. (2017, S. 441) orientiert werden, nach der es sich bei der Radikalisierung um einen Entwicklungsprozess handelt, „an dessen Ende eine von geltenden Rechtsnormen signifikant abweichende extremistische Grundhaltung steht, die auf eine gewaltsame Änderung bestehender gesellschaftlicher und staatlicher Verhältnisse ausgerichtet ist“; oder wie Neumann (2013, S. 874) noch kürzer und prägnanter formuliert: „the process whereby people become extremists“.


Statt der Radikalität werden daher im Folgenden Phänomene des Extremismus (und Prozesse, die zum Extremismus führen) betrachtet. Dabei soll sich entsprechend der aktuellen gesellschaftlichen Relevanz auf Formen des politischen Extremismus konzentriert werden. Politischer Extremismus ist dadurch gekennzeichnet, dass er den demokratischen Verfassungsstaat ablehnt und einerseits dessen „konstitutionelle Komponente (Gewaltenteilung, Grundrechtsschutz), andererseits seine demokratische (Volkssouveränität, menschliche Fundamentalgleichheit)“ (Goertz/Goertz-Neumann 2018, S. 11) beseitigen oder einschränken möchte. Die verschiedenen Extremismen haben demnach einige Gemeinsamkeiten: sie richten sich gegen das Grundgesetz bzw. die Verfassung eines Landes; sie sind anti-demokratisch, anti-pluralistisch und autoritär; sie sind intolerant, nicht an Kompromissen interessiert, einem Schwarz-Weiss-Denken verhaftet; sie lehnen das geltende Recht ab; sie betrachten alle Mittel als gerechtfertigt, um ihre Ziele zu erreichen (vgl. auch Schmid 2011, S. 630). Auch Eser Davolio und Lenzo (2017, S. 12) stellen die Gemeinsamkeiten verschiedener Formen des politischen Extremismus heraus: Hierzu zählen, das Schwarz-Weiß-Denken, Freund-Feind-Schemata, der Wahrheitsanspruch, die Kameradschaft, die Demokratiefeindlichkeit, die Medienfeindlichkeit und der Antisemitismus. Der Gegner des politischen Extremismus ist der demokratische Verfassungsstaat, der gekennzeichnet ist durch: „Abwahlmöglichkeit, Gewaltenkontrolle, Grundrechte, Individualitätsprinzip, Pluralismus, Rechtsstaatlichkeit und Volkssouveränität“ (Pfahl-Traughber 2017, S. 47). Die Haltung zur Demokratie ist neben der Gewaltbefürwortung Merkmal, in dem sich Radikale und Extremisten deutlich unterscheiden: „while radicals might be violent or not, might be democrats or not, extremists are never democrats“ (Schmid 2013, S. 10).


Zusammenfassend lässt sich politischer Extremismus daher wie folgt definieren: Hierunter werden diejenigen Einstellungsmuster und Verhaltensweisen bezeichnet, die durch eine Ablehnung des demokratischen Verfassungsstaates, seiner Grundwerte und Verfahrensregeln gekennzeichnet sind und die anstreben, diesen – unter Anwendung von Gewalt – zu überwinden (vgl. Baier et al. 2016). Beelmann (2017, S. 9ff) folgend umfasst Extremismus vier Kernelemente: 1. Ausgeprägte Vorurteilsstrukturen (beim Rechtsextremismus z.B. Ethnozentrismus); 2. Wahrnehmungen von Ungerechtigkeiten und Benachteiligungen; 3. eine klare Einstellung gegen Demokratie und Menschenrechte; 4. eine Gewaltaffinität bzw. Gewaltbereitschaft und/ oder ein (politisch motiviertes) Gewalthandeln. Zu unterscheiden sind aktuell mindestens drei Formen des politischen Extremismus7:




	der islamistische Extremismus: Ziel ist, „das politische System und das gesellschaftliche und kulturelle Leben auf der Grundlage einer extremistischen Interpretation des Islam zu ändern und nur diese eigene Koraninterpretation anzuerkennen“ (Goertz/Goertz-Neumann 2018, S. 17). Dass der islamistische Extremismus einen politischen Extremismus darstellt, kann mit Bezug auf dessen politische Ziele begründet werden, die u.a. beinhalten: Befreiung islamischer Staaten von „gottlosen“ Regierungen, Vertreibung westlicher Besatzungsmächte, Zurückdrängen des kulturellen Einflusses des Westens, Errichtung eines islamischen Staats (Ceylan/Kiefer 2018, S. 45).


	Zum Rechtsextremismus existieren verschiedene Definitionen. Als wesentlich für den Rechtsextremismus kann gelten, dass dieser das Prinzip der Gleichheit aller Menschen negiert und dass Fremdenfeindlichkeit und Nationalismus wesentliche Kernelemente darstellen. Goertz und Goertz-Neumann (2018, S. 93) benennen noch weitere Elemente wie den Rassismus, den Antisemitismus, den Autoritarismus und den Antipluralismus (der aber letztlich alle Extremismen kennzeichnet).


	Als Linksextremismus wird die Orientierung bezeichnet, die auf „eine sozialistische bzw. kommunistische oder eine ,herrschaftsfreie' Gesellschaft“ (Goertz/ Goertz-Neumann 2018, S. 164) abzielt. Als weitere Ideologieelemente lassen sich u.a. der Anti-Faschismus oder die Anti-Gentrifizierung benennen (ebd., S. 168ff). Auch van Hüllen arbeitet in seiner Befragung von linken Jugendlichen heraus, dass der „Kampf gegen Rechts“ von besonderer Relevanz ist und ein „überraschend hohes Ausmaß an Bereitschaft [existiert; d.A.] gegen die abgelehnte Fremdgruppe mit Gewalt vorzugehen“ (S. 111).





Letztlich charakterisieren neben den angesprochenen verbindenden Elementen der verschiedenen Extremismen (Demokratiefeindlichkeit, Gewaltbefürwortung, Freund-Feind-Denken usw.) jeweils spezifische ideologische Ziele die einzelnen Extremismusformen. Baier und Manzoni (2017) haben hierzu eine eigene Konzeption vorgelegt und Messinstrumente konstruiert, um die verschiedenen Extremismen in standardisierten Befragungen zu erfassen. Die ideologischen Ziele des Rechtsextremismus bestehen demnach in der Diktaturbefürwortung, dem Sozialdarwinismus, dem Rassismus, der Ausländerfeindlichkeit, der Muslimfeindlichkeit und dem Antisemitismus. Der Linksextremismus ist gekennzeichnet durch Kommunismus, eine No-Border-Orientierung, Kapitalismusfeindlichkeit und Feindlichkeit gegenüber Polizei und Staat. Im islamistischen Extremismus geht es um diese Ziele: Einführung von Gottesstaat und Sharia, Höherwertigkeit des Islam, Feindlichkeit gegenüber dem Westen, Feindlichkeit gegenüber nichttraditionellen Muslimen, Feindlichkeit bzgl. der autochthonen Bevölkerung (z.B. Deutschenfeindlichkeit).


Ein wichtiges Kennzeichen des politischen Extremismus besteht dahingehend, dass einerseits Verhaltensweisen, andererseits Einstellungen zu beachten sind. Bislang dominiert dabei die Einstellungsforschung. Allerdings finden sich auch verschiedene Studien, die extremistische Täter zum Ausgangspunkt der Analyse machen. Alles in allem werden extremistische Einstellungen und Verhaltensweisen weitestgehend unabhängig voneinander untersucht. Auch im Folgenden werden daher diese Untersuchungsebenen getrennt betrachtet. Wenn extremistisch motivierte Gewalt ausgeübt wird, dann wird diesbezüglich auch von Terrorismus gesprochen (vgl. für eine Diskussion des Begriffs auch Armborst 2017). Terrorismus beinhaltet, dass Gewalt gegen Personen oder Sachen ausgeführt wird, um politische, religiöse oder ideologische Ziele zu erreichen.


Im Zusammenhang mit dem Begriff der Radikalisierung wird zudem dem Konzept der De-Radikalisierung verstärkt Aufmerksamkeit geschenkt. Dabei ist zwischen De-Radikalisierung und „disengagement“ zu unterscheiden. „Deradikalisierung beschreibt eine Umkehrung des kognitiven Radikalisierungsprozesses, also in der Regel die Aufgabe einer extremistischen Ideologie. Disengagement demgegenüber meint das Aufgeben gewalttätigen oder terroristischen Handelns, wobei die entsprechende Ideologie beibehalten werden kann“ (Illgner 2017, S. 17). Auch in dieser Definition spiegelt sich die Unterscheidung zwischen Einstellungen und Verhaltensweisen.


Der Prozess der Radikalisierung, d.h. der Prozess der Entwicklung zum Extremisten, wurde verschiedentlich versucht modellhaft abzubilden. Auf die mittlerweile zahlreichen Modelle der Radikalisierung kann an dieser Stelle nicht im Detail eingegangen werden (vgl. u.a. Ceylan/Kiefer 2018, S. 49ff). Ferguson et al. (2008) haben u.a. anhand des Nord-Irland-Konflikts verschiedene Faktoren benannt, die dazu beitragen, dass es zur Radikalisierung von Personen, insbesondere den Anschluss an gewalttätige Gruppierungen kommt. Hierzu zählen bspw. die Existenz von Missständen und wahrgenommenen Ungerechtigkeiten, die von gesellschaftlichen Subgruppen thematisiert werden. Diese Missstände („political grievances“) können sich nicht nur auf die kollektive Ebene beziehen (z.B. Benachteiligung und Unterdrückung bestimmter Gruppen), sondern auch auf die individuelle Ebene (Ungerechtigkeiten und Viktimisierungserfahrungen, die eine Person selbst betreffen (vgl. McCauley/Moskalenko 2008). Die Bedeutsamkeit von „grievances“ betont auch das Vier-Stufen-Model von Borum (2011a). Dieses Modell versucht, die Veränderungen abzubilden, die zum terroristischen Denken führen. Ausgangspunkt ist, dass eine Situation oder ein Ereignis als „not right“ eingestuft wird (der Missstand). Im darauffolgenden Schritt wird dieser Missstand als „not fair“, als ungerecht betrachtet. Der dritte Schritt umfasst, dass Verantwortung für diese Ungerechtigkeit attributiert wird (auf Personen, Gruppen, Staaten). Zuletzt kommt es zur Abwertung bzw. Dämonisierung des Verantwortungsträgers, womit eine Rechtfertigung für die Anwendung von Gewalt gegeben ist. Ähnliche Stufenmodelle stammen bspw. von Moghaddam (2005) oder Wiktorowicz (2005). Auch die Studie von Schils und Verhage (2017) bestätigt, dass wahrgenommene Missstände für die extremistische Radikalisierung wichtig sind: „feelings of general discontent and perceived injustice bring people to search for alternatives“ (S. 15).


Generell ist, wie bei anderen Phänomenen auch, davon auszugehen, dass Radikalisierung multikausal bedingt ist. „Causal factors often include broad grievances that ,push' individuals toward a radical ideology and narrower, more specific ,pull' factors attract them“ (Borum 2011a, S. 57). Precht (2007) unterscheidet zwischen drei verschiedenen Bereichen, in denen Faktoren für eine Radikalisierung zu verorten sind:




	die Hintergrundfaktoren: Hierzu gehören bspw. Identitätskrisen oder persönliche Traumata;


	
die auslösenden Faktoren: Dies können spezifische politische Ereignisse sein;


	die Opportunitätsfaktoren: Hierzu zählen bestimmte Umweltfaktoren, z.B. Orte, an denen Treffen stattfinden können. Neumann und Rogers (2008) zählen in Bezug auf den Prozess der islamistischen Radikalisierung hierzu u.a. Moscheen oder islamische Bücherläden einerseits, Gefängnisse und Flüchtlingsunterkünfte (d.h. Orte, an denen sich vulnerable Personen überproportional häufig finden lassen) andererseits. Diese ließen sich ebenso für den Linksextremismus oder Rechtsextremismus benennen (z.B. Szenetreffs).





Malthaner (2017) fasst den Prozess der Radikalisierung pointiert wie folgt zusammen: Es handelt sich um „individual pathways of ,becoming an extremist'“ (S. 392), „triggered by a personal crisis, facilitated by (pre-existing) personal ties, and driven by dynamics within small groups of friends“ (S. 382).


Leuschner et al. (2017) formulieren anhand von sechs Thesen ein Modell, um den Prozess der Radikalisierung zu beschreiben, wobei sie insbesondere die Gemeinsamkeiten zwischen terroristischen Anschlägen und School-shootings herausarbeiten. Ihre erste These lautet: „Ausgangspunkt der Vorfeldentwicklung sind persönliche Kränkungen und Krisen (personal grievances)“ (S. 59). Diese Kränkungen und Krisen führen zu einer „suchenden und sondierenden Haltung in Bezug auf neue Lebenskonzepte und Deutungsmuster“ (S .61); hiermit einher geht eine Öffnung für extremistische Ideologien. Wird das „Selbstkonzept im Lichte der Ideologie interpretiert“, kommt es zu einer „Neudefinition des Selbstkonzepts“ und zu einer „Zuspitzung der Radikalisierung“ (S. 64).


Auch Matt (2017) skizziert ein Modell der Entwicklungspfade in die Radikalität. Der Einstieg erfolgt demnach über Beziehungen zu Personen, die bereits aktiv sind, oder aber über das Internet. Motiviert wird dieser Einstieg durch eine Unzufriedenheit mit der eigenen Situation. In den Beziehungen zu aktiven Personen bzw. aufgrund der Internetaktivitäten entsteht ein Gefühl der Zugehörigkeit und damit einer Unterscheidung von Ingroup und Outgroup. Im nächsten Schritt erfolgt eine allmähliche Loslösung vom bisherigen Leben, den bisherigen Haltungen, Beziehungen und Gewohnheiten. Auf diesem Weg wird eine neue, bedeutsame Identität aufgebaut. Als zentral wird in dieser Konzeption der Gruppenprozess erachtet, durch den eine Zugehörigkeit etabliert wird.


In der Transformative Learning Theory (Wilner/Dubouloz 2010) wird davon ausgegangen, dass persönliche Krisen den Ausgangspunkt für eine Radikalisierung darstellen. Können diese Krisen nicht mit den vorhandenen Möglichkeiten (sog. meaning schemes) bewältigt werden, so werden neue Muster gesucht, die identitätsstiftend sind. Hiermit verbunden ist eine Offenheit auch für extremistische Deutungen und Angebote. Krisen und Erfahrungen des Scheiterns werden auch von Steffen (2015) als Ursache für eine Radikalisierung benannt. Ähnlich formuliert Zick (2017, S. 23): Der Radikalisierungsprozess „kann bei Erfahrungen beginnen, wie z.B. individuelle Missachtungs- und Desintegrationserfahrungen, die zu einer Nähe zu anderen Personen führen, die ähnliche Erfahrungen gemacht haben und mit denen sich soziale Motive einfacher erfüllen lassen. Die Nähe erhöht die Wahrscheinlichkeit der Annahme von Botschaften, die Überzeugungen enthalten. Diese binden sich an extremistische Gruppen oder bilden sie, sodass sich ultimative Identitäten entwickeln. In diesem Zug bilden sich sukzessive radikale Strukturen und Interaktionssysteme heraus, die unabhängig von allen individuellen Erfahrungen und Motiven die Subjekte prägen“ (Zick 2017, S. 23).


Eine Herausforderung für alle Modelle ist, dass Einstellungen und Verhaltensweisen nicht notwendiger Weise übereinstimmen müssen. Oder anders ausgedrückt: Es gibt Personen, die gewalttätige oder extremistische Einstellungen befürworten, aber nicht entsprechend handeln; und es gibt Personen, die sich gewalttätig und extremistisch verhalten, deren Ursachen aber nicht in entsprechenden Einstellungen und Überzeugungen liegen (u.a. Borum 2011). Verschiedene Autoren schlagen daher vor, den Prozess der Radikalisierung zu unterscheiden von Einstellungen vom Prozess der Radikalisierung des Verhaltens (z.B. McCauley/Moskalenko 2014). Aslan et al. (2018, S. 19) sprechen von „kognitiver und gewalttätiger Radikalisierung“.


Von besonderer Bedeutung ist zudem, dass Radikalisierung nicht allein auf Krisen und wahrgenommenen Missständen beruhen muss. Personen, die bereits eine kriminelle Vergangenheit haben, die u.a. auf Sozialisationsdefiziten beruht, wenden sich ebenfalls nicht selten dem Extremismus zu, weil sie hier ihr Bedürfnis nach Risiko und Gewalt ausleben können. So zeigt sich bspw., dass etwa zwei Drittel der aus Deutschland nach Syrien bzw. in den Irak ausgereisten Personen vor diesem Radikalisierungsschritt bereits kriminell auffällig gewesen waren (Bundeskriminalamt 2016). In Bezug auf Rechtsextreme und Linksextreme bestätigen Eilers et al. (2015), dass häufig eine kriminelle Vorgeschichte vorhanden ist. Für den Rechtsextremismus weisen auch bereits die Ergebnisse von Willems et al. (1993) darauf hin, dass sich allgemein auffällige bzw. kriminelle Jugendliche häufiger dem Rechtsextremismus anschließen.


Auch die Analyse von straffällig gewordenen islamistischen Aktivisten bestätigt, dass es mehrere Wege der Radikalisierung gibt (Srowig et al. 2017). Zwar verweist diese Analyse darauf, dass persönliche Krisen im Sinne einer Erkrankung oder eines Verlusts einer nahestehenden Person von Bedeutung sind. Zugleich werden auch allgemeine, delinquenzerhöhende Einflussfaktoren identifiziert, so z.B. Gewalterfahrungen in der Familie sowie Alkohol- und Drogenkonsum.


Die Ausführungen zu den verschiedenen Modellen der Radikalisierung können grafisch anhand Abbildung 1 zusammengefasst werden. Unterschieden werden darin zwei Pfade der Radikalisierung. Der erste Pfad bezieht sich darauf, dass mikro- und mesosoziale Hintergrundfaktoren eine kriminogene Sozialisation zur Folge haben. Dieser Pfad bildet mehr oder weniger eine delinquente Karriere ab, die in spezifischen Persönlichkeitsmerkmalen (u.a. geringe Selbstkontrolle und Empathie, Defizite in der Informationsverarbeitung, geringe Bildung) und familiären, schulischen oder nachbarschaftlichen Bedingungen (u.a. negativer elterlicher Erziehungsstil, schulischer Misserfolg, geringe soziale Kohäsion im Wohnumfeld) ihren Ausgangspunkt hat. Ergebnis der kriminogenen Sozialisation ist eine fehlende Norminternalisierung; es besteht eine Identität, die Delinquenz einschließt und die auch eine Bereitschaft beinhaltet, sich im Bereich des politischen Extremismus zu engagieren.


Der zweite Pfad (gestrichelte Pfeile) fußt nicht auf defizitären Sozialisationserfahrungen, wobei nicht ausgeschlossen wird, dass diese durchaus eine Bedeutung dafür haben, wie mit krisenhaften Situationen umgegangen wird. Ausgangspunkt dieses Pfades sind krisenhafte Erfahrungen, die sich auf die persönliche Ebene beziehen können (z.B. Krankheit, Trennung/Tod eines Elternteils, Benachteiligungserleben) oder aber auf die soziale Ebene (insb. Wahrnehmung gesellschaftlicher Missstände im Umgang verschiedener Gruppen miteinander). Diese krisenhafte Situation löst eine Identitätskrise, die Suche nach einer neuen Orientierung, nach Sinn aus. Es findet eine identitätsbezogene Öffnung für Neues statt.


Wie Abbildung 1 verdeutlicht, sind für die Phasen der Identitätsformierung (Pfad 1) und der Identitätssuche (Pfad 2) makro- und mesosoziale Kontextbedingungen bedeutsam. Als Kontextbedingungen sind dabei verschiedene Faktoren zu betrachten: die Existenz und Aktualität von Ideologien oder religiösen Ideen; die Verfügbarkeit von Verhaltensvorbildern; die Gegenwart spezifischer Opportunitäten (z.B. Angebote extremistischer Gruppierungen im Wohnort); das Vorhandensein von Akteuren, die Normenkonformität stützen (z.B. Eltern, Lehrkräfte, Präventionsakteure). Die makro- und mesosozialen Kontextbedingungen wirken sich moderierend auf die weitere Entwicklung aus; dies macht die Erklärung bzw. Prognose individueller Entwicklungen schwer: Auch wenn eine kriminogene Sozialisation oder krisenhafte Sozialisationserfahrungen vorliegen, ist keine lineare Entwicklung zu Gewalt und Extremismus vorgegeben. Entscheidend ist, wie diese Erfahrungen mit dem Umfeld interagieren.


Wenn das Umfeld hierfür die Voraussetzungen liefert, dann zeigt sich häufig, dass der weitere Weg in Richtung Gewalt und Extremismus über Gruppen Gleichgesinnter führt. Diese Gruppen führen zu einer Abschottung gegenüber der Außenwelt; es werden eigene Norm- und Wertesysteme etabliert, die spezifische Einstellungen und Verhaltensweisen nahe legen. Gleichfalls bedeutet eine Abschottung in Gleichgesinntengruppen nicht, dass notwendig physische oder extremistische Gewalt gezeigt wird. Auch hier sind Kontextbedingungen förderlich oder hinderlich – wie generell nicht immer die Ausübung von Gewalt am Ende der Entwicklung stehen muss. So kann die Ausführung einer Gewalttat durch Sicherheitsbehörden oder auch einfach durch umstehende Personen verhindert werden.
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Abbildung 1: Modell der Radikalisierung (eigene Darstellung)





Das in Abbildung 1 dargestellte Modell der Radikalisierung ist als ein Versuch der Ordnung des bisherigen Erkenntnisstandes zum Thema Radikalisierung einzustufen. Es beansprucht nicht, alle vorhandenen Wege der Radikalisierung abzubilden. Es versucht zugleich, Gewalt und Extremismus als Resultat von zwei möglichen Entwicklungspfaden zu sehen und damit auf Ähnlichkeiten in den Entstehungsprozessen der unterschiedlichen Phänomene hinzuweisen. Diese zwei Entwicklungspfade stellen Idealtypen dar; zwischen diesen Pfaden sind vielfältige Überschneidungen denkbar. Die Suche nach Identität kann bspw. auch für den Pfad der kriminogenen Sozialisation von Bedeutung sein.


2.2. Hintergrundfaktoren und Kontextbedingungen


Zu den verschiedenen in Abbildung 1 aufgeführten, die Radikalisierung beeinflussenden Hintergrundfaktoren und Kontextbedingungen liegen Befunde empirischer Studien vor.8 In diesem Abschnitt sollen ausgewählte Forschungsbefunde hierzu präsentiert werden.


Beelmann et al. (2017) kritisieren mit Bezug auf den Erkenntnisstand zu Einflussfaktoren der Radikalisierung, dass bislang keine entwicklungsorientierte Perspektive festzustellen ist. Anzustreben ist – wie in Bezug auf die Erklärung von Gewaltverhalten – die Identifikation von übergreifenden psycho-sozialen Entwicklungsbedingungen, da nur auf dieser Basis auch wirksame Präventions- und Interventionsmaßnahmen entwickelt werden können. Vorgeschlagen wird von Beelmann et al. (2017) ein Erklärungsmodell, das gesellschaftliche von sozialen und individuellen Risikofaktoren unterscheidet. Vergleichbar unterscheiden Frindte et al. (2016) Prädiktoren, die sich auf die Wahrnehmung makrosozialer, mesosozialer und mikrosozialer Bedingungen beziehen. Entsprechend der Unterscheidung in Abbildung 1 werden auch von anderen Autoren die Einflussfaktoren von Gewalt und Extremismus auf unterschiedlichen Ebenen verortet. Pisoiu (2013) unterscheidet bspw. die Makro-, Meso- und Mikroebene. Auch Bögelein et al. (2017) differenzieren die Einflussfaktoren entlang der Unterscheidung von Gesellschaft, Gruppe und Individuum. Vergleichbare Modelle finden sich im Bereich der Gewaltforschung (u.a. Beelmann/Raabe 2007).


2.2.1. Mikrosoziale Hintergrundfaktoren


Personenmerkmale: Beelmann et al. (2017, S. 444) vermuten, dass sich „extremistische Gewalt wahrscheinlich zu grossen Anteilen durch ähnliche Faktoren erklären [lässt; d.A.] wie andere Gewalttaten“. Personen, die Gewalt und Aggression als Mittel der Konfliktlösung einsetzen und insofern eine dissoziale Auffälligkeit aufweisen, dürften damit ein höheres Risiko der Radikalisierung aufweisen. Zusätzlich werden von Beelmann et al. (2017) u.a. folgende individuelle Risikomerkmale genannt: problematische sozial-kognitive Verarbeitungsmuster, überhöhter Selbstwert, Abenteuersuche und Impulsivität.


Insbesondere in der Rechtsextremismusforschung werden verschiedene persönlichskeitsbezogene Erklärungsansätze diskutiert, die ihren Ausgangspunkt u.a. in der Theorie der autoritären Persönlichkeit haben. Dabei werden u.a. der Autoritarismus oder die Dominanzorientierung in einen Zusammenhang mit Extremismus gebracht.


Nach Dugas und Kruglanski (2014) ist Radikalisierung ein Ergebnis der Suche nach persönlicher Bedeutung („Quest for Significance“). Hier gibt es einen Bezug zu Ansätzen, die die Identitätssuche oder den Anerkennungsverlust für bedeutsam halten. Chassman (2016, S. 248) fasst dementsprechend ihre Analysen zum islamischen Staat wie folgt zusammen: „IS is. successful at recruiting foreign fighters because of its ability to appeal to people facing confusion about their identities or experiencing frustration at their perceived grievances.“


Zusätzlich werden Persönlichkeitsmerkmale als Einflussfaktoren diskutiert, die auch in der kriminologischen Literatur als relevante Risikofaktoren eingestuft werden, so z.B. die niedrige Selbstkontrolle. Anhand einer Befragung von Jugendlichen in Belgien bestätigen Pauwels und De Waele (2014), dass Impulsivität (als Dimension der niedrigen Selbstkontrolle) in einer signifikanten Beziehung mit der Ausübung politischer Gewalt steht. Für Deutschland zeigen Baier et al. (2016), dass eine hohe Risikobereitschaft mit Extremismus in Beziehung steht.


Religiosität: Primär in Bezug auf den islamistischen Extremismus wird die Frage diskutiert, ob die Stärke der religiösen Bindung an den Islam ein Risikofaktor der Radikalisierung ist. Der Forschungsstand zu dieser Frage ist bislang nicht einheitlich. Beller und Kröger (2017) kommen anhand einer über 6.000 Muslime aus verschiedenen Ländern umfassenden Studie zum Ergebnis, dass die Häufigkeit des Besuchs von Moscheen mit einer stärkeren Befürwortung extremistischer Gewalt einhergeht, die persönliche Bedeutsamkeit der Religion die Befürwortung hingegen senkt.


Dass die Religiosität ein zentraler Einflussfaktor islamistischer Radikalisierung ist, wird unter Bezug auf zwei Erkenntnisse der Forschung bezweifelt: Zum einen konnte gezeigt werden, dass viele Islamisten „religiöse Analphabeten“ (Dantschke 2014a) sind, d.h. keine religiöse Sozialisation erlebt haben und auch keine starke Bindung aufweisen. Zum anderen zeigt sich, dass ein nicht kleiner Anteil der Islamisten Konvertiten sind und insofern ebenfalls keine islamisch-religiöse Sozialisation in Kindheit und Jugend erfahren haben (vgl. Steffen 2015).


Eilers et al. (2015) kommen in ihrer Aufarbeitung des Literaturstandes zu dem Schluss, dass Religiosität – oder im Bereich anderer Extremismen spezifische Ideologien – für die Radikalisierung eine untergeordnete Rolle spielen: Religiosität und Ideologie „kommt offenbar eher die Bedeutung eines gruppenbildendes Stilmittels“ zu, mit der Bedeutung, „sich gegenseitig zu erkennen und vor allem die eigene Gruppe gegenüber anderen Gruppen abzugrenzen“ (S. 39); zusätzlich dient sie der Rechtfertigung begangener Gewalttaten: „sowohl linke, rechte als auch islamistische Extremisten greifen auf ideologische Narrative zurück, um begangene Taten zu legitimieren und auch vor sich selbst zu rationalisieren“ (S. 40). In Bezug auf eine Studie zu linken Jugendlichen fasst van Hüllen (2013) seine Ergebnisse damit übereinstimmend wie folgt zusammen: So „herrschte bei vielen Befragten in politischen Grundfragen ein ausgeprägter Pragmatismus vor. Eher patchworkartige Weltbilder wurden aus inkonsistenten, manchmal widersprüchlichen Wertemustern zusammen gebastelt“ (S. 111).


Die Frage des Einflusses der Religiosität steht auch in einer französischen Debatte im Mittelpunkt. Von Giles Kepel wird dabei die These vertreten, dass sich der Islam radikalisiert hat; dies bedeutet, dass der islamistische Extremismus im Islam angelegt ist – in diesem Sinne wird Religiosität dann auch eine Rolle bei der Radikalisierung zugeschrieben. Die Gegenthese wird von Olivier Roy vertreten, der von einer Islamisierung der Radikalität spricht, d.h. allgemein delinquente Personen legitimieren ihr Handeln mit dem Islam, den man sich „in einer kruden und einfältigen Form angeeignet [hat; d.A], die nichts mit dem traditionellen Islam gemein“ hat (Dziri/Kiefer 2018, S. 24). Eine islamische Religiosität wäre in dieser Hinsicht kein eigenständiger Risikofaktor für Radikalisierung. Diese Sichtweise wird durch die Analyse von Chatprotokollen einer salafistischen WhatsApp-Gruppe gestützt, in der „alle Gruppenmitglieder offenkundig nur über rudimentäre oder gar keine Islamkenntnisse verfügen“ (ebd., S. 56). Stattdessen wird auf die Propaganda dschihadistischer Gruppen rekurriert, mit der Folge, dass der Islam auf eine „gewaltlegitimierende Religion“ (S. 57) verkürzt wird. Einem „Lego“-Baustein-Prinzip folgend ziehen die radikalisierten Islamisten Elemente des Islams heran, die ihre Sicht stützen, „aber kaum noch Elemente einer islamischen Religiosität“ darstellen (S. 57).


Auf Basis einer Analyse von Syrien-Rückkehrern resümiert Weber (2017), dass bei „keinem der Angeklagten eine gefestigte religiöse Identität festzustellen war. Es handelt sich bei allen um Personen, die man als religiöse Analphabeten bezeichnen kann“ (S. 149).


Allerdings finden sich auch mit der Sichtweise von Giles Kepel übereinstimmende Überlegungen: Pfahl-Taughber (2007) führt bspw. verschiedene Argumente auf, mit denen eine Nähe zwischen Islam als Religion und islamistischem Extremismus begründet werden kann. Hierzu zählen: Absolutheitsanspruch und Ausgrenzung, Staatsgebilde mit Gott als Souverän und damit fehlende Trennung von Religion und Staat, Verbindung zwischen Religion und Krieg. Mittels einer qualitativen Studie mit inhaftierten Islamisten stützen Aslan et al. (2018) die Sichtweise, dass eine islamische Religiosität die Hinwendung zum islamistischen Extremismus mit bedingt. Religion stellt sich den Ergebnissen der Studie als „einer der wichtigsten Faktoren in den Radikalisierungsprozessen“ heraus (S. 268); dementsprechend verhindert die Auffassung „'All das hat mit dem Islam nichts zu tun“ [...] in der islamischen Community die dringend notwendige Auseinandersetzung mit einer radikalisierenden Theologie“ (S. 268).


Die verschiedenen Befunde unterstreichen, dass weitere Studien zum Zusammenhang von Religiosität und Radikalisierung notwendig sind. Rieker (2012) vermutet, dass die Zustimmung von Muslimen zu religiös konnotierter Gewalt vor allem zwei Erklärungen hat: 1. Persönliche Erfahrungen von Diskriminierung und Marginalisierung bzw. die Wahrnehmung, dass dies für die Gemeinschaft der Muslime gilt; 2. die Einbindung in jugendkulturelle Gruppenstrukturen mit einer Gewaltaffinität. Insofern sind es nicht spezifische religiöse Inhalte, die islamistischem Extremismus Vorschub leisten, sondern spezifische soziale Bedingungen. Dies sollte zukünftig weiter untersucht werden.


Geschlecht: Gewalt und Extremismus sind in erster Linie männliche Phänomene. Gleichwohl gibt es ebenso Frauen, die ein entsprechendes Verhalten zeigen. Hinsichtlich des Anschlusses von Frauen an den islamistischen Extremismus wird vermutet, dass die Orientierung an traditionellen, patriarchalischen Werten eine Rolle spielt. Es wird sich für eine eindeutige Frauenrolle entschieden und es wird sich gegen die emanzipierte Rolle der Frauen in westlichen Gesellschaften gestellt (u.a. Matt 2017). Dies bestätigt auch Musial (2016, S. 79): „Women are clearly awarded with the domestic role serving as mothers and wives. It can therefore be assumed that girls travelling to the Islamic State are fully aware and supportive of their new life that completely contradicts the female emancipation of their home countries.“


Baer und Weilnböck (2017, S. 87ff) identifizieren in Bezug auf junge Mädchen und Frauen drei Risikofaktoren des Anschlusses an extremistische Szenen: erstens familiäre Konflikte verbunden mit chronischem emotionalen Stress, zweitens familiäre Vorbelastungen bspw. im Sinne eines Vorlebens extremistischer Haltungen, drittens Gelegenheitsstrukturen im Umfeld. Alles in allem folgern die Autoren aber: „Frauen radikalisieren sich überwiegend aus gleichen oder sehr ähnlichen Gründen wie Männer - und sind mit derselben persönlichen Entschiedenheit engagiert“ (S. 90).


Besonderheiten der Radikalisierung von Frauen konstatiert das Bundeskriminalamt (2016): „Frauen radikalisieren sich schneller und eher in nicht öffentlich zugänglichen sozialen Umfeldern“ (S. 61). Dies gilt allerdings stärker für den islamistischen Extremismus; im Bereich des Links- und des Rechtsextremismus ist es hingegen der Fall, dass Frauen aktiv und sichtbar am Szeneleben teilnehmen.


Psychische Störungen: Inwieweit Gewalt und Extremismus auch ein Ausdruck psychischer Störungen sind, wird in verschiedenen Studien untersucht. Corner et al. (2016) weisen darauf hin, dass hierbei zwischen Einzel- und Gruppentätern zu unterscheiden ist. Unter terroristischen Einzeltätern sind dabei folgende drei Störungen häufiger zu finden: Schizophrenie, wahnhafte Störungen und psychotische Störungen. Für andere Krankheitsbilder wie z.B. depressive Störungen oder Angststörungen ergeben sich hingegen keine Hinweise auf im Vergleich zur Gesamtbevölkerung höhere Prävalenzraten; vergleichbare Befunde berichten Bhui et al. (2014). Für terroristische Täter, die in Gruppen agieren, lassen sich keine Hinweise auf erhöhte Prävalenzen psychischer Störungen finden. Insofern schizophrene Störungen allgemein mit Gewaltverhalten assoziiert sind (vgl. u.a. Hodgins 2008), erscheint es in präventiver Hinsicht geboten, die Erkennung und Behandlung dieser Störungsbilder weiter zu optimieren.


Leuschner et al. (2017, S. 60) gehen davon aus, dass weniger Psychopathologien sondern Persönlichkeitsakzentuierungen mit einer Radikalisierung in Verbindung stehen. Hierzu zählen sie soziale Unsicherheit, narzisstische und psychopathische Persönlichkeitsstrukturen und ein hohes Aggressionspotenzial (s. Personenmerkmale).


Diskriminierungs- und Deprivationserfahrungen: Insbesondere mit Blick auf den islamistischen Extremismus wird die Rolle von Diskriminierungserfahrungen als Ursache des Anschlusses diskutiert. Matt (2017, S. 255) schreibt hierzu: „Sie fühlen sich fremd, ,abgehängf' von der Gesellschaft und den Zukunftschancen. Dem Looser-Sein gilt es zu entkommen. Diese Faktoren werden oftmals als Erklärungsmodell genutzt, der Zusammenhang zum Radikalisierungsprozess ist methodisch allerdings nicht gesichert aufzeigbar“. Eilers et al. (2015, S. 56) berichten als Ergebnis ihrer Literaturübersicht hingegen, dass Diskriminierungserfahrungen für eine islamistische Radikalisierung bedeutsam sind: „Besonders relevant scheinen vor allem Diskriminierungserfahrungen zu sein, die aus dem Kontakt mit Behörden und der Polizei resultieren.“


Neben direkten können auch indirekte Diskriminierungserfahrungen als Einflussfaktoren des islamistischen Extremismus betrachtet werden. Hiermit ist gemeint, dass Muslime im öffentlichen Diskurs u.a. durch eine Gleichsetzung von islamischer Religion und Extremismus kollektiv stigmatisiert werden: „Das Leben als Muslim oder Muslima in Zeiten von Terrorismus(-verdacht) kommt also zu den Anforderungen eines Lebens als Mitglied einer kulturellen Minderheit erschwerend hinzu“ (Schiefer et al. 2013, S. 140).


Recht bedeutsam dürften zudem Erfahrungen von Deprivation sein. Insbesondere aus der Rechtsextremismusforschung ist bekannt, dass Erfahrungen relativer und fraternaler Deprivation die Wahrscheinlichkeit erhöhen, extremistische Orientierungen aufzubauen.9 Weniger relevant sind hingegen Formen von absoluter Deprivation (z.B. geringes Einkommen). Damit übereinstimmend formuliert Böckler (2017) in Bezug auf die islamistische Radikalisierung, „dass es weniger ein niedriges Bildungsniveau ist, das die Vulnerabilität für die Hinwendung [...] bedingt, sondern vielmehr Gefühle relativer Deprivation“ (S. 127). Auch Steffen (2015, S. 13) vermutet mit Blick auf den islamistischen Extremismus, dass Armut und mangelnde Bildung keine relevanten Einflussfaktoren sind. Bhui et al. (2014) berichten auf Basis einer Befragung von Muslimen in England sogar, dass ein höheres Einkommen mit einer stärkeren Sympathie für gewaltsamen Protest und terroristische Anschläge einhergeht. Auch Eilers et al. (2015, S. 46) bestätigen, dass Personen mit islamistischen Einstellungsmustern ebenso wie Linksextremisten höher qualifiziert sind, wobei sie zugleich darauf hinweisen, dass der Einstieg ins Berufsleben bei beiden Gruppen häufiger nicht gelingt. Allerdings finden sich auch gegenteilige Auffassungen über den Einfluss absoluter Deprivation: „Die Anfälligkeit scheint besonders groß bei benachteiligten Jugendlichen mit mehrfachen und dauerhaften Diskriminierungs- bzw. Ausschlusserfahrungen sowie bei enttäuschten Aufsteigern zu sein“ (El-Mafaalani 2017, S. 88). Lützinger (2010) berichtet zudem, dass die Biografien von Extremisten u.a. von multiplen Problemen in der Familie, von Misserfolgen in Schule und Beruf, von einer erhöhten Risikobereitschaft sowie einer Identitätsproblematik gekennzeichnet waren.


2.2.2. Mesosoziale Hintergrundfaktoren


Elternhaus und Schule: Wie in Bezug auf das Gewaltverhalten allgemein wird auch für den Extremismus ein Einfluss von Elternhaus und Schule vermutet. Beelmann et al. (2017) benennen bspw. folgende Faktoren: ausbleibende oder problematische Wertevermittlung in Elternhaus und Schule; elterliche Vorurteile; familiäre Konflikte; Erfahrung von Gewalt in der Familie. Auch Glaser et al. (2017) benennen verschiedene Ebenen des Einflusses des Elternhauses auf die Radikalisierung, so die direkte Übertragung von Einstellungen von Eltern auf die Kinder, verschiedene sozio-emotionale Belastungen (z.B. negatives Familienklima) und biografische Brüche und Krisen (z.B. Verlusterfahrungen).


Sikkens et al. (2017) folgern auf Basis einer qualitativen Studie mit elf radikalisierten Personen und ihren Familien, dass es einen Einfluss der Familie gibt: Die Mehrheit der Familien waren von Scheidung, Abwesenheit des Vaters, Krankheit oder besonderen Todesfällen betroffen. Diese Ereignisse haben möglicherweise das Ausmaß an Aufmerksamkeit und Kontrolle für die Entwicklung der Kinder reduziert, so dass Eltern nicht angemessen auf problematische Veränderungen reagieren konnten. „Such circumstances do not in themselves explain the process of radicalization, but can form a fertile breeding ground for it“ (S. 213).


Eilers et al. (2015) weisen darauf hin, dass bislang nur wenige Befunde zum Einfluss der Familie für die linksextreme und islamistische Radikalisierung vorliegen. Neben risikoerhöhenden familiären Bedingungen (z.B. Gewalterfahrungen im Elternhaus) sollte verstärkt ein Fokus auf schützende Faktoren gelegt werden: Hierzu zählt u.a. „ein positives, unterstützendes und vertrauensvolles Familienklima“ (S. 68). Auch Herding (2013) konstatiert, dass der Einfluss des Elternhauses und der Erziehung auf die islamistische Radikalisierung bislang wenig erforscht ist. „Ein direkter Zusammenhang zwischen (autoritärer) Erziehung und der Akzeptanz eines radikalen Islam ist [...] bisher nicht nachweisbar“ (ebd. S. 27).


In Bezug auf linksaffine Jugendliche ist die Befundlage ebenfalls nicht eindeutig. So resümieren Kühnel und Willems (2016): „Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass viele linke Aktivist/inn/en ihre zentrale politische Bewusstseinsbildung in familiären Herkunftsmilieus entwickelt haben, in denen Informiertsein, Mitdenken, Sich-Einmischen und Mitgestalten als Kernelemente eines bürgerlichen Demokratieverständnisses noch vorhanden sind“ (S. 124).


Medienkonsum: Derzeit wird sich besonders intensiv mit der Frage des Einflusses des Medienkonsums auf die (vor allem islamistische) Radikalisierung beschäftigt. Dass es generell einen Einfluss des Gewaltmedienkonsums auf Gewalteinstellungen und Gewaltverhalten gibt, auch wenn die Zusammenhänge eher gering ausfallen, wird weithin anerkannt (u.a. Anderson et al. 2010). Frischlich et al. (2017) weisen daneben nach, dass medial präsentierte extremistische Propaganda durchaus einen Effekt hat und extremistische Einstellungen fördern kann.


Der Einfluss der Medien auf die Entwicklung der extremistischen Radikalisierung ist dennoch umstritten (Alava et al. 2017). Zum einen wird davon ausgegangen, dass Internet und soziale Medien (Chats, Facebook, Twitter, YouTube usw.) relevant sind, indem sie Teilrealitäten schaffen, die Hass, Verschwörungstheorien und extremistische Inhalte kultivieren und bei den Nutzern verstärken können („Echo-Chambers“). Zum anderen wird bezweifelt, dass Medieninhalte direkte Wirkungen auf die Nutzenden entfalten; die Erfahrungen in der nicht-medialen Realität werden als deutlich bedeutsamer für die extremistische Radikalisierung eingestuft. Schils und Verhage (2017) berichten, dass das Internet von Extremisten hauptsächlich genutzt wird, um Offline-Aktivitäten vorzubereiten und Offline-Kontakte aufrecht zu erhalten; „almost all respondents said they first heard of their group by means other than the internet“ (ebd., S. 13). Auch das Bundeskriminalamt (2016) schreibt auf Basis einer Analyse zu Dschihadreisenden, dass „ein direkter persönlicher Austausch mit Gleichgesinnten für die weitere Radikalisierung bedeutsamer [ist; d.A.] als der Konsum von extremistischer Internetpropaganda [...] Radikalisierung findet überwiegend in einem realen sozialen Umfeld statt“ (S. 60).


Zweifelsohne werden die Medien intensiv von extremistischen und gewaltverherrlichenden Gruppierungen genutzt, so z.B. um junge Menschen mit interaktiven, nutzerfreundlichen Plattformen anzusprechen, ideologische Inhalte zu verbreiten, Personen in Aktivitäten einzubinden und Netzwerke aufzubauen, persönliche Kommunikationen aufzubauen und in Dialog mit jungen Menschen zu treten oder Gemeinschaften zu etablieren (Alava et al. 2017, S. 19f). Generell zielen extremistische Gruppierungen dabei besonders auf junge Menschen, die sich in einer Lebensphase befinden, in der die Suche nach Zugehörigkeit und Verbundenheit einen hohen Stellenwert hat. Die (sozialen) Medien können dabei unterstützen, zentrale Entwicklungsaufgaben des Jugendalters zu bewältigen. „Startpunkt weiterer Forschung kann nur die Überzeugung sein, dass es nicht das Internet und die Sozialen Medien sind, die Extremismus erzeugen, sondern dass die Hinwendung zu Rechtsextremismus und Dschihadismus Gegebenheiten des Aufwachsenskontextes von Jugendlichen im Zusammenwirken mit personalen Dispositionen entspringt, die dann ab einem gewissen Punkt des Radikalisierungsprozesses eine Eigendynamik entwickeln.“ (Boehnke et al. 2015, S. 32)


Die empirische Befundlage erlaubt es bislang nicht, die Rolle der Medien exakt einzuschätzen. Die vorhandenen Studien sind mehr beschreibend als erklärend; „the current state of evidence [...] is very limited and still inconclusive“ (Alava et al. 2017, S. 43). Ganz ähnlich äußern sich Boehnke et al. (2015, S. 54): Bei den bislang vorliegenden Arbeiten handelt es sich um solche, „die mehr oder weniger plausible Annahmen über Hinwendungs- und Radikalisierungssequenzen aufzeigen und mit überwiegend als anekdotisch zu bezeichnenden empirischem Material unterfüttern.“ Medien können möglicherweise im wörtlichen Sinne eher als Vermittler denn als Ursachen der Radikalisierung eingestuft werden: „There is not sufficient evidence to conclude that there is a causal relationship between online extremist propaganda [...] and the violent radicalization of young people“ (Alava et al. 2017, S. 46).


Der Medienkonsum ist aber nicht nur mit Blick auf soziale Medien und den kommunikativen Austausch unter Gleichgesinnten von Bedeutung. Sowohl in Bezug auf den Rechtsextremismus als auch auf den islamistischen Extremismus wird der Musik eine bindende Wirkung zugeschrieben (vgl. u.a. Maiwald 2014, Dantschke 2014). Eine Analyse rechtsextremer Musik bestätigt dabei, dass Antisemitismus und Bezüge zum Nationalismus an Bedeutung gewinnen. „Ebenso zu beobachten ist eine erneute Radikalisierung etwa durch die Verherrlichung des Holocaust und explizite Aufrufe zu Gewalt“ (Hajok/Wegmann 2016, S. 13). Und Dantschke (2014, S. 106f) schreibt mit Bezug auf Nasheeds: Die transportierte Botschaft lautet „Als Muslime seid ihr die Fremden und da ihr zu den ,wahren Gläubigen' gehört, seid ihr auch die ,Fremden' innerhalb der muslimischen Community [...] Leidet also nicht darunter, ausgegrenzt zu werden, sondern seht es als Bestätigung dafür, zur auserwählten Gruppe zu gehören. Das ist für Jugendliche natürlich ein attraktives Angebot.“ Diese Botschaft stößt bei vulnerablen Jugendlichen auf besonderes Interesse und kann Grundlage für eine weitere Radikalisierung sein.


Peergroup: Häufig wird darauf verwiesen, dass Entwicklungsprozesse, die in Gewalt und Extremismus enden, durch Beziehungen zu Verwandten, Freunden und anderen Bekannten initiiert werden. Malthaner (2017) spricht von der „mobilization via preexisting social ties“. In der kriminologischen Forschung zur Ursachen von Gewalt und Kriminalität ist diese Rolle von Peers seit längerem bekannt: „Perhaps the most consistent finding in the literature on the causes of delinquency is that adolescents with delinquent peers are more likely to be delinquent themselves“ (Agnew 1991, S. 47).


Die hohe Relevanz der persönlichen Netzwerke wird auch für den Bereich der islamistischen Radikalisierung berichtet. Hier wird davon ausgegangen, „dass sich bis zu 75 % der sich Radikalisierenden aufgrund von Freundschafts- und Familiennetzwerken und deren religiöser Ausrichtung einer [...] Gruppe anschließen“ (Goertz/Goertz-Neumann 2018, S. 53).


Der von Eilers et al. (2015, S. 73f) vorgelegte Forschungsüberblick zeigt, dass der Risikofaktor Peergroup „der am häufigsten thematisierte Einflussfaktor“ ist. Die Radikalisierung vollzieht sich meist in der Gruppe, an die sich primär nicht aufgrund ideologischer Überzeugungen, sondern wegen anderer Gründe (u.a. Zugehörigkeit) angeschlossen wurde. Der Peergruppeneinfluss wird dabei als deutlich bedeutsamer als der Medieneinfluss eingestuft: „Das Internet kann als Werkzeug für Kommunikation und die Verbreitung bestimmter Inhalte und Symbole gesehen werden, spielt für die Zugehörigkeit zu diesem radikalen Milieu verglichen mit den Face-to-Face-Beziehungen aber eine untergeordnete Rolle“ (Alsan et al. 2018, S. 266).


Auch für Jugendliche mit linker Orientierung wird der Stellenwert der Peers betont. So haben die Ergebnisse der Studie von Kühnel und Willems (2016) deutlich gemacht, „dass für viele der [...] untersuchten Jugendlichen erste eigene politische Aktivitäten [... ] erst im Kontext von Peergruppen und jugendlichen Szenen bzw. Subkulturen stattgefunden haben“ (S. 124).


Zick (2017, S. 22) folgert daher: „Extremistische Radikalisierung ist ein sozialer Prozess, der in Gruppen stattfindet und sich auf Gruppen bezieht.“ Weber (2017, S. 150) konstatiert: „Vorwiegend radikalisieren sich die [...] Rückkehrer aber durch soziale Kontakte.“


Der hohe Stellenwert der Peergruppe für die Radikalisierung ist sicherlich auch den Prozessen geschuldet, die sich innerhalb von Gruppen abspielen. Borum (2017, S. 19) verweist im Speziellen auf folgende Prozesse: die Gruppenpolarisierung, das Gruppendenken, die Ingroup-Aufwertung, den Intergruppenvergleich, die Deindividuation und die Gruppennormen. Die verschiedenen Gruppenprozesse, die sich in radikalen Gruppierungen vollziehen, konnten kürzlich anhand eines Chatprotokolls einer salafistischen WhatsApp-Gruppe nachgezeichnet werden, wobei die Autoren folgern: „Die Gruppe befindet sich in einem sukzessiven Selbstisolationsprozess. Ursache hierfür ist wesentlich das [...] Takfir-Prinzip“, durch das Personen zu Ungläubigen erklärt werden (Dziri/Kiefer 2018, S. 57).


Hinzuweisen ist zudem darauf, dass vorhandene Gruppierungen lokale Opportunitätsstrukturen darstellen. So berichten Schils und Verhage (2017, S. 11): „Initial engagement in a specific group seems to be largely dependent on what is (directly) available in the social environment. Most respondents get in touch with the specific groups and movements they end up joining almost accidentally.“ Auch Baier et al. (2016) folgern auf Basis ihrer Untersuchung, dass sich Jugendliche mit spezifischen Eigenschaften nicht bewusst einen bestimmten Extremismus aussuchen, sondern Anschluss an jenen Extremismus finden, zu dem sie leichter Zugang haben. Dies verweist darauf, die individuellen Einflussfaktoren in einem Zusammenhang mit den Angeboten im sozialen Umfeld der Jugendlichen zu untersuchen, um extremistische Einstellungen und Verhaltensweisen besser verstehen und erklären zu können.


2.2.3. Meso- und makrosoziale Kontextfaktoren


Die Befunde zur Peergroup verweisen bereits darauf, Verhältnisse im nahen (Meso) und weiteren Umfeld (Makro) als moderierende Faktoren des Prozesses der Radikalisierung zu untersuchen. Die Spannbreite möglicher Kontextfaktoren ist dabei groß. Im Bereich der Rechtsextremismusforschung wurde bspw. auf die Rolle von gesellschaftlichen Veränderungen hingewiesen, die Unsicherheiten und Bedrohungsgefühle (Stephan/Stephan 2000) auslösen können, die wiederum individuelle Neu-Orientierungen notwendig machen. Diese können mit einer „Flucht in die Sicherheit“ (Oesterreich 1996), d.h. Flucht in Eindeutigkeit und Halt gebende Ideologien einhergehen.


Beelman et al. (2017) benennen folgende makrosoziale Kontextfaktoren für den Prozess der Radikalisierung: Konflikte zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen; Ideologien, die Gewalt gegen bestimmte Gruppen legitimieren; das Fehlen politisch geteilter positiver Werte; eine wachsende gesellschaftliche Ungleichheit; Arbeitslosigkeit und unsichere Zukunftsaussichten.


Eine in diesem Zusammenhang interessante Studie verweist zudem darauf, dass das regionale Meinungsklima ein auslösender Faktor auf der Mesoebene sein kann. Müller und Schwarz (2017) berichten, dass es einen Zusammenhang gibt zwischen rechtsextremen und flüchtlingsfeindlichen AfD-Aktivitäten auf Facebook und der Gewalt gegen Flüchtlinge. Belegt werden kann, dass entsprechende Aktivitäten zu Gewalt im lokalen Kontext führen. Die Resultate zeigen, dass „in the absence of anti-refugee posts on the AfD Facebook page 437 (13%) fewer anti-refugee incidents would have taken place“ (ebd., S. 26). Im Bereich der Rechtsextremismusforschung gibt es, im Unterschied zu anderen Extremismusbereichen, bereits eine längere Tradition, das lokale und regionale Umfeld als wichtigen Kontextfaktor zu betrachten, so z.B. die regionale politische Kultur, die regionale Wirtschaftssituation, die regionale Medienberichterstattung, das Vorhandensein einer mehr oder weniger aktiven Zivilgesellschaft u.a.m. (vgl. u.a. Baier/Pfeiffer 2010).


In Bezug auf Opportunitätsstrukturen und die islamistische Radikalisierung sind zusätzlich u.a. die Moscheevereine zu beachten, die als „ein sozialer Raum dienen, der Infrastruktur und Gelegenheit bietet, um sich mit Gleichaltrigen wie Gleichgesinnten auszutauschen“ (Srowig et al. 2017, S. 106). Auch Weber (2017, S. 149) schreibt, das existierende salafistische Vereinigungen „als Einstieg in die radikale Szene des Dschihadismus angesehen werden“.


Bei all den betrachteten Faktoren ist zu beachten, dass Personen nicht allein aufgrund bestimmter persönlicher Bedingungen in Richtung Extremismus und Gewalt gestoßen werden (push-Faktoren), sondern dass es ebenso Faktoren gibt, die Personen zum Extremismus ziehen (pull-Faktoren). Die verschiedenen Extremismen bieten – insbesondere für Jugendliche – attraktive Angebote (vgl. u.a. Steffen 2015, Schils/Verhage 2017); sie bieten z.B. Orientierung und Eindeutigkeit (u.a. Freund-Feind-Schema), klare Antworten auf existenzielle Lebensfragen, Sinnhaftigkeit, Gruppenzugehörigkeit und Gemeinschaft sowie die Möglichkeit, Protest zu artikulieren. Auch Ceylan und Kiefer (2018) listen verschiedene „Attraktivitätsmomente“ von Extremismus auf, wie: Nostalgie, Protest, Gegenentwurf, Selbstinszenierung, Zugehörigkeit zu einer Avantgarde und damit verbunden die Selbsterhöhung, Bekleidungs- und Sprachcodes, Männlichkeit und Kriegerethik, Ausleben von Machtphantasien, Gemeinschaft und Kameradschaft. Diese Attraktivitätsmomente des Extremismus müssen verstanden werden, um vergleichbar attraktive Gegenangebote zu entwickeln.


3. Aktuelle Daten zu physischer Gewalt und politischem Extremismus


Über Ausmaß und Entwicklung von Gewalt und Extremismus können unter Verwendung verschiedener Datenquellen Aussagen gemacht werden. Zum einen werden entsprechende Straftaten von der Polizei registriert und in der Polizeilichen Kriminalstatistik bzw. in der Statistik zu politisch motivierter Kriminalität ausgewiesen. Diese sog. Hellfeld-Statistik bildet allerdings immer nur einen Teil aller begangenen Straftaten ab. Eine Registrierung hängt bspw. davon ab, ob eine Tat von einem Opfer oder einer anderen Person angezeigt wird bzw. ob die Polizei bei Ermittlungsarbeiten eine Straftat selbst aufdeckt. Ein je nach Delikt unterschiedlich großer Anteil an strafbaren Handlungen verbleibt im Dunkelfeld. In Bezug auf Gewaltkriminalität kann mittels Opferbefragung abgeschätzt werden, welcher Anteil an Taten im Dunkelfeld verbleibt und welcher Anteil im Hellfeld sichtbar ist. Die letzte umfassende deutschlandweit repräsentative Opferbefragung aus dem Jahr 2012 hat bspw. ergeben, dass 30,0 % der Raubtaten und 31,6 % der Körperverletzungen angezeigt werden (Birkel et al. 2014, S. 40). Für sexuelle Gewalt werden in andern Studien noch niedrigere Anzeigeraten berichtet: Hellmann (2014, S. 174) weist bspw. eine Anzeigerate von 15,5 % bei sexueller Gewalt aus. Mit Bezug auf Gewaltdelikte kann damit gefolgert werden, dass die Mehrheit der Taten nicht in den Hellfeld-Statistiken ausgewiesen wird. Mit dem großen Dunkelfeld verbindet sich ein zentrales Problem dieser Statistik: Über die Zeit ansteigende oder rückläufige Entwicklungen können sowohl tatsächliche Veränderungen markieren; sie können aber auch auf Veränderungen im Anzeigeverhalten oder in anderen Bereichen (z.B. Veränderungen der polizeilichen Ermittlungsaktivitäten, der Registrierungspraxis, gesetzlichen Rahmenbedingungen) zurückzuführen sein.


Eine andere Datenquelle, die über Ausmaß und Entwicklung von Gewalt Auskunft geben kann, sind Dunkelfeldstudien. Diese Studien erfassen sowohl diejenigen Taten, die polizeilich registriert werden, als auch die Taten, die nicht zur Anzeige gelangen. Dunkelfeldstudien sind i.d.R. so angelegt, dass eine repräsentative Auswahl der Bevölkerung bzw. einer Bevölkerungsgruppe über Opfer- und/oder Täterschaften gewalttätigen Verhaltens befragt wird. Bislang gibt es in Deutschland keine wiederholt durchgeführten, repräsentativen Dunkelfeldbefragungen, wie das in anderen Ländern der Fall ist.10 Nur für einzelne geografische Gebiete und spezifische Altersgruppen (i.d.R. Jugendliche) liegen derzeit Dunkelfelddaten vor, mit denen Entwicklungstrends sichtbar gemacht werden können. Befragungsstudien sind aber jenseits der Frage des Erlebens oder Ausübens von Straftaten noch in einer weiteren Hinsicht wichtig: Sie können Meinungsbilder in der Bevölkerung sichtbar machen. Sie erlauben insofern bspw. Extremismus- bzw. Radikalitätspotenziale zu identifizieren.


3.1. Polizeiliches Hellfeld


3.1.1. Entwicklung der Gewaltkriminalität


Im Folgenden werden zunächst Auswertungen der Polizeilichen Kriminalstatistik der letzten 20 Jahre vorgestellt. Abbildung 2 gibt die Entwicklung von Häufigkeitszahlen wieder. Häufigkeitszahlen geben an, wie viele Straftaten pro 100.000 Einwohnern registriert worden sind; es handelt sich also um relative Zahlen, die Veränderungen in der Bevölkerungsanzahl berücksichtigen. Dies ist deshalb nötig, weil eine steigende oder fallende Bevölkerungsanzahl unter ceteris-paribus-Bedingungen mit steigenden oder fallenden absoluten Fallzahlen von Straftaten einhergehen würde. Einerseits findet sich in Abbildung 2 die Entwicklung zu allen Straftaten, andererseits zu Straftaten aus dem Bereich der Gewaltkriminalität. Zur Gewaltkriminalität werden dabei primär die Delikte Mord/Totschlag, Vergewaltigung, Raub und schwere bzw. gefährliche Körperverletzung gezählt. Zu den Straftaten insgesamt ergibt sich eine uneinheitliche Entwicklung: Die Häufigkeitszahl fällt zunächst, um dann bis 2004 auf nahezu das Ausgangsniveau zu steigen. Anschließend ist ein starker Rückgang bis 2010 festzustellen, auf den wieder ein Anstieg bis 2015 folgt. Der Anstieg in den jüngeren Jahren ist dabei u.a. Anstiegen in folgenden Deliktsbereichen zuzurechnen: Wohnungseinbruchsdiebstahl, Drogendelikte, Beleidigungen, Delikte gegen das Aufenthalts-/Asylgesetz und Taschendiebstahl.
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Abbildung 2: Entwicklung der Häufigkeitszahl verschiedener Delikte seit 1997 (Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik)





Von besonderem Interesse ist hier allerdings die Entwicklung der Gewaltkriminalität. Im Jahr 1997 wurden deutschlandweit 186.447 Gewaltdelikte gezählt, was bei einer Bevölkerungsanzahl von 82 Millionen Menschen einer Häufigkeitszahl von 227 entspricht (227 Gewaltdelikte pro 100.000 Einwohner). Bis 2007 ist diese Zahl um ein Sechstel auf 265 gestiegen (217.923 Gewaltdelikte). Seit 2007 ist dann jedoch ein starker Rückgang der Häufigkeitszahl auf ein Niveau unter dem des Jahres 1997 festzustellen (2015: Häufigkeitszahl 223, 181.386 Delikte, Rückgang um -15,8 %). Im Vergleich der Jahre 2015 und 2016 kommt es allerdings zu einem erneuten Anstieg (Häufigkeitszahl 236, Anstieg um 5,8 %). Letztlich belegen diese Auswertungen


zur Gewaltkriminalität, dass Deutschland bei Betrachtung der letzten zehn Jahre von einem deutlichen Rückgang der Gewaltkriminalität geprägt ist. Für diesen Deliktsbereich zeichnet sich also eine positive Entwicklung ab.11


Wie erwähnt, werden primär vier Delikte unter der kriminalstatistischen Kategorie der Gewaltkriminalität gefasst. Für diese vier Delikte sind die Entwicklungen in Abbildung 3 dargestellt. Dabei wurden die Häufigkeitszahlen des Jahres 1997 auf 100 gesetzt, so dass die relativen Veränderungen sichtbar werden. Zu beachten ist, dass keine Aussage zur Häufigkeit der Delikte getroffen wird. Diese unterscheidet sich zwischen den Delikten deutlich. So wurden im Jahr 2016 140.033 schwere bzw. gefährliche Körperverletzungen und 43.009 Raubtaten registriert, aber nur 2.418 Fälle von Mord oder Totschlag (inkl. Versuche) und 7.919 Fälle von Vergewaltigungen. Werden die Entwicklungen betrachtet, so ist für alle vier Delikte festzustellen, dass das Niveau der Jahre 2015 und 2016 niedriger liegt als zu einem früheren Zeitpunkt. Für kein Delikt gilt also, dass es derzeit häufiger vorkommen würde als früher. Auch in einer deliktsspezifischen Betrachtung bestätigt sich also ein Rückgang der Gewalt in Deutschland. Besonders positive Trends zeichnen sich dabei für die Delikte Mord/ Totschlag (Rückgang der Häufigkeitszahl um etwa ein Viertel seit 1997) und Raub (Rückgang um mehr als ein Drittel) ab. Die schweren bzw. gefährlichen Körperverletzungen sind zumindest seit 2007 um ca. ein Zehntel, die Vergewaltigungen seit 2004 ebenfalls um etwa ein Zehntel zurückgegangen. Auffällig ist aber zu allen Delikten mit Ausnahme der Raubtaten ein merklicher Anstieg von 2015 auf 2016, der aber letztlich die positiven Entwicklungen nicht aufhebt.


Zusätzlich dargestellt in Abbildung 3 ist die Entwicklung der vorsätzlichen, leichten Körperverletzungen, die zwar nicht zur Gewaltkriminalität gezählt werden, gleichwohl aber gewaltsame Übergriffe beinhalten. Bei diesem Delikt zeichnet sich ein kontinuierlicher Anstieg seit 1997 um über zwei Drittel ab. Es ist allerdings fraglich, ob dieser Trend tatsächlich einen Gegentrend zu den anderen Delikten markiert und damit auf eine zunehmende Gewalt in der bundesdeutschen Gesellschaft hinweist. Bedeutsam für diese Entwicklung dürfte die Veränderung der Anzeigebereitschaft sein: Wenn in den letzten 20 Jahren die Bereitschaft, auch leichtere Formen der Gewalt bei der Polizei anzuzeigen, gestiegen ist, so würde in der Statistik ein Anstieg der Zahlen sichtbar, auch wenn sich die Häufigkeit der Tatausübung nicht geändert hat. Anstiege der Anzeigebereitschaft werden bspw. für den Bereich des sexuellen Missbrauchs auf Basis von Dunkelfeldbefragungen berichtet (u.a. Stadler et al. 2012, S. 45ff). Es ist durchaus plausibel, anzunehmen, dass die Gründe für diese Entwicklung (zunehmende Sensibilisierung für Gewalt, zunehmende Enttabuisierung von Gewaltdelikten) auch auf andere Gewaltdelikte übertragen werden können.
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Abbildung 3: Entwicklung der Veränderung der Häufigkeitszahl verschiedener Gewaltdelikte seit 1997 (1997 = 100; Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik)





Wenn Fälle polizeilich aufgeklärt werden, was bei etwa drei Viertel der Gewaltdelikte geschieht, dann werden Tatverdächtige und zugehörige Merkmale wie das Alter, das Geschlecht oder die Staatsangehörigkeit bekannt. Wichtig ist, in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass ein Tatverdacht nicht bedeutet, dass einer Person das Begehen einer Tat tatsächlich nachgewiesen werden kann. Bei einem Teil der Tatverdächtigen wird der Verdacht im weiteren Verfahren der Strafverfolgung nicht bestätigt. Auswertungen zu den von der Polizei als Tatverdächtige geführten Personen unterliegen damit einer gewissen Unsicherheit. In Abbildung 4 sind die Taverdächtigenbelastungszahlen für verschiedene Altersgruppen abgebildet. Auch hier handelt es sich um relative Zahlen (Anzahl Tatverdächtige pro 100.000 Personen der jeweiligen Altersgruppe), die Veränderungen in der Bevölkerungszusammensetzung berücksichtigen. Erkennbar wird die typische Alters-Kriminalitäts-Kurve, nach der Jugendliche (14- bis unter 18-jährige) und Heranwachsende (18- bis unter 21-jährige) besonders häufig als Täter der Gewaltkriminalität in Erscheinung treten, jüngere und ältere Altersgruppen z.T. deutlich weniger. Für alle unterschiedenen Altersgruppen ist dabei festzustellen, dass die Belastungszahl bis 2007 z.T. deutlich gestiegen ist; alle Altersgruppen sind also häufiger als Gewalttäter registriert worden. Bezüglich der Entwicklung danach ergeben sich aber deutliche Unterschiede zwischen den Gruppen. Während sich die Belastungszahl der 14- bis unter 16-jährigen mehr als halbiert hat, hat es bei den ab 25-jährigen Altersgruppen weiterhin Anstiege gegeben. Dies führt letztlich dazu, dass sich die Alters-Kriminalitäts-Kurve abflacht und nach rechts verschiebt. Der Rückgang der Gewaltkriminalität ist damit in erster Linie ein Rückgang der Gewaltkriminalität der jüngeren Bevölkerung. Gerade in Bezug auf Jugendliche und Heranwachsende ist also nicht von einem Anstieg der Gewaltkriminalität, sondern von einem sehr ausgeprägten Rückgang der Gewalt seit 2007 auszugehen. 12 Inwieweit die Zunahmen bei den älteren Altersgruppen wiederum durch einen Anstieg der Anzeigebereitschaft mitbedingt sind, kann derzeit nicht gesagt werden.
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Abbildung 4: Tatverdächtigenbelastungszahl Gewaltkriminalität nach Altersgruppe für die Jahre 1997, 2007 und 2016 (Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik)





Eine letzte Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik bezieht sich auf die Unterscheidung zwischen deutschen und ausländischen Tatverdächtigen. Diese Auswertungen sind in doppelter Hinsicht zurückhaltend zu interpretieren: Erstens erfolgt diese Unterscheidung in der Kriminalstatistik allein auf Basis der Staatsangehörigkeit. Weitere Merkmale werden nicht berücksichtigt. Dies hat bspw. zur Folge, dass Tatverdächtige aus Ländern der ehemaligen Sowjetunion, die einen Aussiedlerhintergrund haben und damit nicht selten selbst Migrationserfahrungen aufweisen, i.d.R. als deutsche Tatverdächtige geführt werden, türkische Tatverdächtige hingegen, die bereits in der zweiten oder dritten Generation hier leben, als Ausländer. Zweitens ist die Relativierung der ausländischen Tatverdächtigen an den Bevölkerungszahlen problematisch. Als ausländische Tatverdächtige werden bspw. auch Touristen oder illegal in Deutschland lebende Personen registriert (so sie eine Straftat begangen haben) – in den Einwohnerzahlen zählen diese Gruppen allerdings nicht mit. Die Einwohnerzahlen der ausländischen Bevölkerung sind zudem in Zeiten einer starken Zuwanderung, wie sie Deutschland in den Jahren 2014 bis 2016 erlebte, eher unzuverlässig, da die statistische Erfassung der Zuwanderer nur allmählich und lückenhaft erfolgt.13 Trotz dieser Einschränkungen werden in Abbildung 5 die Tatverdächtigenbelastungszahlen der Gewaltkriminalität für Deutsche und Ausländer präsentiert, weil diese zumindest Hinweise darauf zulassen, für welche Gruppe sich ein Anstieg zeigt – zumindest für die deutsche Bevölkerung sind die Zahlen verlässlich.
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Abbildung 5: Tatverdächtigenbelastungszahl Gewaltkriminalität für Deutsche und Ausländer (Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik)





Dass die Belastungszahl für Ausländer höher liegt, diese also häufiger als Gewalttäter in Erscheinung treten, ist wenig überraschend, wird deren demografische Struktur und deren durchschnittlich schlechtere soziale Lage betrachtet sowie die Erkenntnis berücksichtigt, dass ausländische Täter von den Opfern signifikant häufiger angezeigt werden (u.a. Baier et al. 2009, S. 43ff). Bedeutsam ist vielmehr, wie sich das Verhältnis der Belastungszahlen über die Zeit hinweg verändert: In den Jahren 2008 und 2009 fällt das Verhältnis der Tatverdächtigenbelastungszahlen am niedrigsten aus, d.h. hier war die Höherbelastung der Ausländer am geringsten. Seit dem gehen die Entwicklungen auseinander. Besonders deutlich wird dies nach 2013: Während die Belastungszahl der Deutschen fällt – und auch im Vergleich der Jahre 2015 und 2016 zeigt sich nur ein kleiner Anstieg der Belastungszahlen – ergibt sich bei den Ausländern ein starker Anstieg der Belastungszahl. Es lässt sich daher folgern, dass die ansteigende Gewaltkriminalität in jüngster Zeit durch einen Anstieg der ausländischen registrierten Täter zu erklären ist. Werden die Tatverdächtigenbelastungszahlen des Jahres 2016 für die vier unter Gewaltkriminalität subsumierten Delikte betrachtet, so lässt sich zusätzlich folgern, dass der Abstand in den Tatverdächtigenbelastungszahlen für Mord/Totschlag, Raub und Vergewaltigung besonders groß ist, ausländische Tatverdächtige hier also im Vergleich zu deutschen Tatverdächtigen besonders häufig als Tatverdächtige in Erscheinung treten.


3.1.2. Entwicklung der politisch motivierten Kriminalität


Seit dem 1.1.2001 erfolgt die statistische Erfassung politischer Straftaten anhand des Leitkonzepts der „politisch motivierten Kriminalität“ (vgl. Kubink 2002). In der im Rahmen der Polizeilichen Kriminalstatistik geführten und vom Bundesministerium des Innern als „Verfassungsschutzbericht“ veröffentlichten Statistik werden einerseits sog. Staatsschutzdelikte gezählt, wie z.B. der Landes-, Friedens- und Hochverrat, die Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates, Straftaten gegen Verfassungsorgane oder die Bildung terroristischer Vereinigungen. Andererseits gehören hierzu Straftaten, die Anhaltspunkte dafür bieten, dass sie den demokratischen Willensbildungsprozess beeinflussen sollen, dass sie sich gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung richten, dass sie auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden oder dass sie gegen eine Person aufgrund deren politischen Einstellung, Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, Herkunft, Erscheinungsbild, Behinderung, sexuellen Orientierung oder gesellschaftlichen Status gerichtet sind (Bundesministerium des Innern 2017, S. 21).
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